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Vom 10.-12. Oktober des Jahres fand an der
Deutschen Hochschule für Verwaltungswis-
senschaften Speyer eine Forschungstagung
über die Reichweite und Grenzen wissen-
schaftlicher Politikberatung in historischer
Perspektive statt. Veranstaltet wurde die Ta-
gung vom Forschungsinstitut für öffentliche
Verwaltung an der DHV Speyer.

Die Tagung hatte sich eine „Neuvermes-
sung des Verhältnisses Wissenschaft, Bera-
tung und Politik“ zum Ziel gesetzt. Die
Tagung nahm sich des Themas in vier
Sektionen aus unterschiedlichen Perspekti-
ven an. In der ersten Sektion wurde in
nationalgeschichtlich-diachroner Perspektive
die Entwicklung von den Anfängen der wis-
senschaftlichen der Politikberatung im 19.
Jahrhundert über Kaiserreich, Weimarer Re-
publik und Nationalsozialismus sowie in der
DDR beleuchtet, während in der zweiten Sek-
tion über Ressortberatung der mikrohistori-
sche Ansatz überwog. Die Vorträge der drit-
ten Sektion behandelten das Verhältnis von
Beratern und Beratenen vornehmlich anhand
biographischer Studien zu den wissenschaft-
lichen und politischen Akteuren. Die vier-
te Sektion schließlich hatte neue Wissens-
formen in der Beratung wie Demoskopie,
Wahlkampfberatung, Zukunftsforschung und
organisationswissenschaftliche Beratung zum
Gegenstand.

In der ersten Sektion präsentierte Hans-
Christof Kraus (Stuttgart) eine Reihe sys-
tematischer Fallstudien zu „Vorformen und
Anfängen der Politikberatung im 19. Jahr-
hundert“ durch Juristen, Historiker, Ökono-
men, Pädagogen und Philosophen in Fra-
gen der Verfassung, der Sozialreform sowie
der Bildungs- und Schulreformen. Kraus kam
zu dem Schluss, dass es vor 1900 eine in-
stutionalisierte, nach festen Regeln ablaufen-
de Politikberatung nicht gegeben hat, son-

dern dass sie vielmehr nach dem Zufalls-
prinzip, bzw. nach vorausgehenden sozialen
und informellen Kontakten zwischen Herr-
schern/Verwaltung und Wissenschaftlern er-
folgte.

Margit Szöllösi-Janze (Köln) schlug in ih-
rem Vortrag „Wissenschaft vom ersten Welt-
krieg bis zum Nationalsozialismus“ vor, das
soziologische Konzept der „Wissensgesell-
schaft“ als Formationsbezeichnung auf sei-
ne Brauchbarkeit zu prüfen und es ver-
wendbar zu machen, indem man es his-
torisiert. Unter Wissensgesellschaft versteht
Szöllösi-Janze eine Gesellschaftsformation, in
der die Wissenschaft als Produktivkraft dar-
stellt und in der tendenziell alle gesellschaft-
lichen Bereiche von wissenschaftsförmigem
Denken durchzogen werden. Sie plädiert da-
für, dieses Modell auf eine Zeitgeschich-
te anzuwenden, die ein „langes zwanzigs-
tes Jahrhundert“ von 1880 bis zur Gegen-
wart umfasst. In der Annahme, dass die Be-
reiche des Sozialen, der Technik, industri-
ellen Produktion einem Trend zur Verwis-
senschaftlichung unterlagen, der das institu-
tionelle System der Wissenschaft nachhaltig
veränderte zeichnete Szöllösi-Janze drei Ent-
wicklungsstränge vom Kaiserreich bis zum
Nationalsozialismus nach. Den ersten Ent-
wicklungsstrang verortete sie im anwen-
dungsbezogenen Bereich der Rationalisie-
rung der Arbeitswelt und in den Norma-
lisierungsdiskursen und -praktiken der Hu-
manwissenschaften. Der zweite ist der im
industriellen-naturwissenschaftlichen Sektor
seit dem ersten Weltkrieg unter Autarkie-
gesichtspunkten beschrittene Weg einer in-
dustriellen Forschungs- und Entwicklungs-
politik, der sich im Ausbau industrieller
Forschungseinrichtungen niederschlug. Den
dritten Strang bildet schließlich Verflechtung
von Akteuren aus Wirtschaft, Staat und Mi-
litär, welche den Typ interdisziplinärer und
teamorientierter Großforschung hervorbrach-
te.

Das Verhältnis zwischen „Wirtschaftswis-
senschaften und Wirtschaftspolitik in der
DDR von der Reformzeit unter Ulbricht und
der Honecker-Ära“ analysierte André Stei-
ner (Potsdam). Ausgehend von der Vorstel-
lung des wissenschaftlichen Sozialismus be-
anspruchte die SED die Planungshoheit über
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die gesellschaftliche Entwicklung zu besit-
zen und von daher eine „wissenschaftli-
che Politik“ zu betreiben. Weitgehend ha-
be jedoch der ideologische Rahmen die Rol-
le und die Position von Experten und Ex-
pertengremien bestimmt. Nach einer weit-
gehend rigiden Wissenschaftspolitik in den
50er Jahren, in der auch für die Wirtschafts-
wissenschaften nur geringe Handlungsspiel-
räume bestanden, weil wirtschaftspolitische
Entscheidung und wirtschaftswissenschaftli-
che Analyse weitgehend von einander ab-
gekoppelt blieben, änderten sich die Rah-
menbedingungen in Folge der Existenzkri-
se der DDR 1960/61 dahingehend, dass die
politische Führung im Zuge der anstehen-
den Wirtschaftsreform die Sozial- und Wirt-
schaftswissenschaften in die wirtschaftspoli-
tischen Koordinationsmechanismen integrier-
te; so konnten diese zu deren Umgestal-
tung beitragen. In der Honecker-Ära unterla-
gen die Wirtschafts- und Sozialwissenschaf-
ten dann jedoch einem rapiden Bedeutungs-
rückgang, da die SED-Politik sich mehr und
mehr als beratungsimmun erwies und die
in den 60er Jahren fortgeschrittene Institutio-
nalisierung der Wirtschafts- und Sozialwis-
senschaften, die mit einer Integration in die
politikberatende Funktionen einher gegangen
war, wieder verstärkt auf Kontroll- und Lei-
tungsinstanzen reduziert wurden. Die Politik
selbst wurde dadurch der kritischen Analyse
entzogen.

Thematisch schloss die zweite Sektion
über die „Ressortberatung in der Bundes-
republik“ mit Gabriele Metzlers (Köln) Bei-
trag über „Versachlichung statt Interessenpo-
litik. Der Sachverständigenrat zur Begutach-
tung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
beim Bundeswirtschaftsministerium“ gelun-
gen an. Der 1963 zum ersten Mal einbe-
rufene Sachverständigenrat hatte die Erstel-
lung von Gutachten zur gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung zur Aufgabe, jedoch kei-
ne konkreten wirtschaftspolitischen Empfeh-
lungen auszusprechen. Dadurch, dass er sei-
ne Gutachten publizierte, erstreckte sich die
Wirkung seiner Beratung auch auf die Öffent-
lichkeit von Parlament, Verbänden und Publi-
zistik. Das wissenschaftliche Leitbild des Ra-
tes war das wertneutraler Wissenschaft. Die
reale politische Funktion und Bedeutung lag

hingegen weniger in der Nutzung von Wis-
sensressourcen, denn in gesamtgesellschaftli-
cher Integration. Seine Tätigkeit wurde in der
zeitgenössischen Kritik als formal nicht legiti-
miert und typische Form „indirekter Gewalt“
betrachtet.

Mit der Atomkommission beim Bundesmi-
nisterium für Atomfragen stellte Bernd A.
Rusinek (Düsseldorf) in seinem Vortrag über
„Die Rolle der Experten in der Atompolitik“
eine ungleich direktere Form der Einfluss-
nahme von Industrie und Wissenschaft auf
dieses wissenschaftspolitisch und wirtschaft-
lich zentrale Politikfeld der jungen Bundesre-
publik vor. Diese 25 Mitglieder umfassende
Kommission, in die Wirtschaft, Banken und
kommunale Unternehmen, Gewerkschaften,
Politik und die Wissenschaften Mitglieder
entsandt hatten, war ein Gremium, das zur
effektiven Entscheidungsfindung in Atomfra-
gen gegründet worden war. Durch die po-
litische Entscheidung, dem „schlanken“ und
noch wenig kompetenten Atom-Ministerium
eine hochkarätige Kommission beizugesellen,
entwickelte sich im ersten Jahrzehnt seines
Bestehens eine Wissensasymmetrie zwischen
dem Expertengremium und der Ministerial-
bürokratie. Vor dem Hintergrund des geän-
derten Staats- und Politikverständnisses, ei-
ner steigenden Fachkompetenz in Politik und
Ministerialbürokratie, der gewandelten Öf-
fentlichkeit in den 60er Jahren sowie der geän-
derten Diskussionskultur hatte sich die Atom-
kommission als intransparentes, der öffentli-
chen Kontrolle entzogenes Expertengremium
Ende der 60er Jahre überlebt und wurde als
überkommenes Politikforum Anfang der 70er
aufgelöst.

Die Bildungsressortforschung war Gegen-
stand des Beitrags von Wilfried Rudloff
(Speyer). Rudloff untersuchte unter dem Ti-
tel „Wieviel Macht den Räten? Wirkungs-
chancen und Einflussgrenzen von Politik-
beratung im bundesdeutschen Bildungswe-
sen während der Boomjahre“ die Verwis-
senschaftlichung der Politik im Zusammen-
hang des Bildungsbooms anhand der wich-
tigsten Beratungsgremien des deutschen Bil-
dungspolitik, nämlich dem Deutschen Aus-
schuss für das Erziehungs- und Bildungswe-
sen, dem Wissenschaftsrat und dem Deut-
schen Bildungsrat. Rudloff beleuchtete die
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Konstruktionsprinzipien der Expertengremi-
en sowie die Fragen nach Auftrag und Selbst-
verständnis der beratenden Akteure und nach
der Durchschlagskraft der wissenschaftlichen
Expertise. Von politisch noch eher geringer
Bedeutung blieb das erste Beispiel. Der 1957
gegründete Wissenschaftsrat wies eine insti-
tutionell differenzierte Parallelstruktur von
Wissenschafts- und vetofähiger Verwaltungs-
kommission auf, wodurch Berater und Ent-
scheider bereits in der Planungsphase zusam-
mengeführt wurden. Der schließlich 1965 ge-
gründete deutsche Bildungsrat, der wegen
des Widerstandes der Länder nicht den glei-
chen institutionellen Integrationsgrad wie der
Wissenschaftsrat erreichte, kam am ehesten
dem Modell der wissenschaftlichen Politikbe-
ratung gleich, insofern er sich selbst als for-
schungsgestütztes Gremium verstand. In der
sich verschärfenden politischen Kontroverse
um die Bildungsreform konnte der dem prag-
matischen Politikberatungsmodell verpflich-
tete Bildungsrat nicht mehr in dem Maße po-
litikgestaltend wirken wie seine beiden Vor-
läufer. Rudloffs Fallstudien zeigen, dass insti-
tutionelle Integration und die Verschränkung
mit den Entscheidern den Erfolg der wissen-
schaftlichen Beratung weit stärker sichern als
der wissenschaftliche Charakter der Beratung
alleine.

Im ersten Block der Nachmittagssektion
über „Berater und Beratene“ lag das Schwer-
gewicht mehr auf der Beratergruppe. Hierbei
stellten sich aufschlussreiche Kontinuitäts-
und Diskontinuitätsfragen. In Clemens Al-
brechts Beitrag über die „Politikberatung
durch die Frankfurter Schule“ entwickelte
dieser ein Wirkungsmodell, das auf den ver-
schiedenen Kapitalformen der sozialen Ak-
teure aufbaut. Neben dem ökonomischen, so-
zialen und kulturellen Kapital, die an Bour-
dieusche Kategorien erinnern, führte Albrecht
die Kategorie des „moralischen Kapitals“ als
ein spezifisches Kapital ein, das „Opfer“ und
„Unterdrückte“ aktivieren. Diesem Modell
zufolge hätten die remigrierten Vertreter der
„Kritischen Theorie“ in Fragen der Politik-
beratung vorwiegend ihr „moralisches Kapi-
tal“ als NS Verfolgte und vertriebene jüdi-
sche Wissenschaftler aktiviert. Albrecht de-
monstrierte seine These anhand einer Fallstu-
die über die politikberatende Funktion, die

das Frankfurter Institut für Sozialforschung
gegenüber Experten des Amtes Blank zeitwei-
lig einnahm, wobei die remigrierte Frankfur-
ter Schule jedoch durch die Wahl des falschen
Bündnispartners innerhalb des Amtes Blank
letztlich eher scheiterte.1

Die Kontinuität der ungleich erfolgreiche-
ren Netzwerkarbeit Hans Harmsens konnte
Sabine Schleiermacher (Berlin) in ihrem Vor-
trag „Lobbyist für Bevölkerungspolitik. Hans
Harmsen in Weimarer Republik, National-
sozialismus und Bundesrepublik“ aufzeigen.
Der Mediziner und Nationalökonom Harm-
sen, der sich auf Fragen der Sozialhygiene
und der Bevölkerungspolitik spezialisiert hat-
te, baute über eine Vielzahl von Mitglied-
schaften seit der Weimarer Republik ein Netz
von Verbindungen und Beziehungen auf, das
von der völkischen Bewegung, über sozial-
hygienische und bevölkerungspolitische Ex-
perten bis hin zu Gesundheitspolitikern reich-
te. Wichtige Gegenstände der Beratung bilde-
ten in der Weimarer Zeit Fragen der Euge-
nik und der Entwurf eines Sterilisierungsge-
setzes. Im Rahmen seiner Tätigkeit in der „In-
neren Mission“ beriet, rechtfertigte und unter-
stützte er die Sterilisationen in Folge des na-
tionalsozialistischen „Gesetzes zur Verhütung
erbkranken Nachwuchses“. Im Anschluss an
die 1939 erfolgte Habilitation konnte Harm-
sen seine Hochschulkarriere ausbauen, an die
er im Jahre 1945 als Leiter der „Akademie
für Staatsmedizin“ als einer Ausbildungsstät-
te und ab 1946 an der Universität Hamburg
fast nahtlos anschließen konnte. Auch in der
Bundesrepublik setzte Harmsen seine Vernet-
zungsarbeit im Feld der Bevölkerungspolitik
fort. Über die Netzwerke und eine Reihe von
Publikationsorganen, deren Herausgabe teil-
weise in Harmsens Händen lag, trug er zur
Verbreitung und Durchsetzung eigener Ide-
en bei. Schleiermacher konnte überzeugend
zeigen, welche Kontinuitäten im Feld der Be-
völkerungswissenschaften und -politik zwi-
schen Weimar, dem „Dritten Reich“ und der
Bundesrepublik bestanden und wie diese sich
über personale Netzwerke erhielten.

1 Der Berichterstatter, der zum Thema Sozialwissen-
schaften in der
Bundeswehr arbeitet, wird in seiner Dissertation hier-
zu eine Untersuchung
vorlegen.
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Einen anderen Fall personaler Kontinuitä-
ten stellte Detlef J. Blesgen (Bonn) mit sei-
nem Vortrag „Erich Preiser als Politikbera-
ter“ vor – jedoch unter umgekehrten Vorzei-
chen. Der Volkswirt Preiser, der bei Franz Op-
penheimer studiert hatte, gehörte von 1940
bis 1943 der Klasse IV der „Akademie für
deutsches Recht“ und später (1943/44) der
dem Widerstand zuzurechnenden „Arbeits-
gemeinschaft Erwin von Beckerath“ an, in der
er zusammen mit anderen regimekritischen
Teilnehmern die begonnenen Arbeiten über
die wirtschaftspolitischen Möglichkeiten ei-
nes konsequenten und möglichst reibungslo-
sen Übergangs von der Kriegs- zur Friedens-
wirtschaft fortsetzte. Obgleich die Diskussio-
nen aufgrund der nach dem 20. Juli 1944 ein-
setzenden Verfolgungen nicht abschließend
beraten werden konnten, weisen die zahlrei-
chen Ausarbeitungen deutliche Bezüge zum
Konzept der „Sozialen Marktwirtschaft“ auf.
In der Nachkriegszeit gehörte Preiser ab 1948
dem „Wissenschaftlichen Beirat“ der „Ver-
waltung für Wirtschaft des Vereinigten Wirt-
schaftsgebietes“ und ab 1950 „beim Bundes-
ministerium für Wirtschaft“ an. Hier ent-
wickelte er eine vermittelnde Tätigkeit zwi-
schen den marktwirtschaftlichen und plan-
wirtschaftlichen Positionen innerhalb des Bei-
rats unter der Zielvorstellung einer „nach so-
zialen Zielen gesteuerten marktwirtschaftli-
chen Ordnung“. Konkret zeigte Blesgen Prei-
sers Wirkung anhand der Beispiele der Ver-
mögensbildung und des Miteigentums der
Arbeiter am Produktivkapital auf.

Im zweiten Block standen bei Hans-Peter
Mensing (Bonn-Bad Honnef) und Daniela
Münkel (Göttingen) die „Beratenen“ im Mit-
telpunkt. Beide Beiträge boten einen Über-
blick über die Vielfalt der Beratungsver-
hältnisse, in denen sich Konrad Adenauer
und Willy Brandt befanden. Mensings Vor-
trag über Konrad Adenauers Regierungs-
stil wandte sich gegen das verbreitete Bild,
Adenauer sei der Kanzler der „einsamen
Beschlüsse“ gewesen. Pointiert formulierte
Mensing, dass Adenauer gerade „Effizienz
durch Teamwork und Koordination“ erzielt
habe. Aus dem Nachlass Adenauers beleuch-
tete der Referent, die in der Tat vielfältigen
und auch tiefgehenden Intellektuellenkontak-
te Adenauers. Dabei zeigte er auf, dass Ade-

nauer bereits in der „ersten Ära Adenauer“,
nämlich als Kölner Oberbürgermeister, Bera-
ternetze um sich scharte und wie er in der
Nachkriegszeit zum Teil an diese Netzwerk-
verbindungen wieder anknüpfen konnte.

Daniela Mönkel berichtete über „Willy
Brandt und seine Berater“. Brandt verstand
es seit seiner Wahl 1960 zum Parteivorsitzen-
den der SPD, Intellektuelle und Wissenschaft-
ler an die SPD zu binden und sich darüber
auch als ein Politiker der Intellektuellen zu
inszenieren. Dadurch, dass er - auch parteif-
remde - jüngere Fachleute und ihre Expertise
in den unterschiedlichsten Politikfeldern der
Bildung, der Gesundheit, der Stadtplanung
und Familie zu integrieren wusste, konnte
er für die SPD ein dynamisches und moder-
nes Image aufbauen. Jedoch hat Brandt es
nicht verstanden, einen tatsächlichen „brain
trust“ aufzubauen, vielmehr seien seine Kon-
takte zu den genannten Gruppen eher durch
seinen diskursiven Politik- und Führungsstil
und den persönlichen Kontakt geprägt gewe-
sen. Während seiner Regierungszeit als Kanz-
ler habe Brandt ein internes Beraternetzwerk
aufgebaut, während der Rückgriff auf externe
Politikberatung eher geringer ausgeprägt ge-
wesen sei, als unter der Regierung Erhard.

In der vierten Sektion ging es anhand der
Beispiele der Demoskopie, der Zukunftsfor-
schung, der Wahlkampfberatung und der Or-
ganisationswissenschaften um „neue Arten
des Querschnittswissens in der Beratung“
von den 50ern bis in die frühen siebziger Jah-
re.

Christoph Conrad (Wassenaar, NL) und
der nachfolgende Vortrag von Alexander
Schmidt-Gernig (Berlin) lösten sich etwas von
dem institutionengeschichtlichen bzw. bio-
graphischen Muster, dem die meisten Ta-
gungsbeiträge folgten, indem sie für ihre Bei-
träge vergleichende kulturhistorisch orien-
tierte Ansätze wählten. Conrad stellte den
Stilwandel der Politik, der sich infolge der
Anwendung von Umfrageforschung ergab,
unter dem Titel „Wähler als Konsumenten.
Demoskopie und ihr politischer Gebrauch in
der frühen Bundesrepublik“ vor. Bei den in
der Zwischenkriegszeit entwickelten Verfah-
ren der Demoskopie handelt es sich um eine
neuartige „Technologie der Öffentlichkeit“.
Durch ihren Gebrauch - so die These - in Po-
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litik, Medien und Unternehmen werden ver-
änderte Verhältnisse zwischen Regierenden
und Regierten, Medien und ihren Nutzern
sowie Unternehmern und ihren Kunden er-
zeugt. Zwar handelt es sich bei der kommerzi-
ellen Meinungsforschung nicht um eine Wis-
senschaft im engeren Sinne, doch mobilisier-
ten die Meinungsforscher die „Wissenschaft-
lichkeit“ als Ressource, um ihr Produkt zu le-
gitimieren und investierten daher in erhebli-
chem Maße in die methodologische Absiche-
rung und die Verfeinerung ihrer Verfahren.
In einer konkreten Fallstudie demonstrierte
Conrad, wie Adenauer die Demoskopie im
Zusammenhang der Wiederbewaffnung ein-
setzte.

Der Beitrag von Frank Bösch (Göttingen)
über „Wahlkampfberatung - Die CDU in ver-
gleichender Perspektive (1949-1972)” schloss
thematisch passend an Conrads Fallstudie an.
In vergleichender Perspektive mit der großen
Konkurrentin SPD zeigte Bösch, dass es nicht
die Sozialdemokraten waren, die in den 60er
Jahren den am amerikanischen Muster ori-
entierten Wahlkampf einführten, sondern be-
reits in den 50ern die CDU. Da die Parteiorga-
nisation der CDU in diesem Jahrzehnt noch
schwächer entwickelt gewesen sei als die
der funktionärsstärkeren SPD, sei die CDU
auf professionelle externe Unterstützung weit
stärker angewiesen gewesen. Aufgrund ihrer
engeren informellen Tuchfühlung mit Groß-
unternehmen kam die CDU bereits in den
fünfziger Jahren mit dem Wissen über neuere
Methoden der Marktforschung und -werbung
in Berührung. Anfangs erfolgte die Wahl-
kampfberatung über das informelle Umfeld
Adenauers und Erhards, ab den späten fünfzi-
ger Jahren lief sie offiziell über die Parteifüh-
rung, die zwei der umsatzstärksten Werbe-
agenturen sowie zwei Meinungsforschungs-
institute politikberatend hinzuzog. Im inter-
nen Verkehr versuchten sich die neuen Ex-
perten aus den Agenturen über eine hohe
Zahl von Denkschriften zu profilieren. Der
reale Einfluss sei aber von den führenden
Köpfen der Agenturen ausgegangen. Die Um-
frageergebnisse der Pre-Tests und Erhebun-
gen hatten direkten Einfluss auf Akzentset-
zungen der Regierungspolitik in der Vorwahl-
zeit. Auf die Empfehlungen der Werbeexper-
ten und Meinungsforscher gehen die Verein-

heitlichung des Erscheinungsbildes der CDU,
die Emotionalisierung und Entpolitisierung
der Wahlkämpfe sowie deren weitgehende
Personalisierung zurück. Andererseits bot ihr
akkumuliertes Wissen über Zielgruppen, de-
ren Verteilung und die Milieuveränderungen
in der Nachkriegszeit wichtiges Planungswis-
sen für die adressatenbezogene Verteilung der
Wahlkampfmittel, die Streuung der Anzeigen
und die Wahl der Strategie.

Alexander Schmidt-Gernigs (Berlin) Vor-
trag „Kann man ’Zukunft’ planen? - Leitbil-
der und Planungskonzepte der Zukunftsfor-
schung in den 60er und 70er Jahren“ wid-
mete sich der Futurologie. Nach dem Zwei-
ten Weltkrieg etablierte diese sich in einer
Reihe von westlichen Ländern als ein Ty-
pus empirisch fundierter zukunftsorientier-
ter Expertise, der im Unterschied zu den
eher sozialutopischen, teleologisch argumen-
tierenden Entwürfen der Zwischenkriegszeit
auf eine prognostische Modellentwicklung
zielte, die sich an Möglichkeiten und Wahr-
scheinlichkeiten orientierte. Die Zukunftsfor-
schung konnte sich in einer Reihe von Insti-
tutionen etablieren. In den USA etwa rechnet
Schmidt-Gernig die RAND-Corporation oder
das Hudson-Institut zu ihnen, für Frankreich
nannte er wissenschaftliche Institute im Um-
feld der Planifikationsbehörden. Als vorherr-
schendes Leitkonzept etablierte sich in den
50er Jahren die Kybernetik, deren Regelkreis-
modell auf Entscheidungs-, Regulierungs-
und Kontrollmechanismen übertragen wur-
de. Die Schwerpunkte der Futurologie la-
gen zum einen im Bereich des technologi-
schen Wandels und seiner Auswirkungen auf
die „Wissens-, Dienstleistungs- und Kommu-
nikationsgesellschaft“, zum zweiten im Be-
reich der Auswirkungen der kommunikati-
onstechnologischen Wandels auf die inter-
nationalen Beziehungen. Die dritte Gruppe,
die sich vor allem Gegen Ende des lan-
gen Booms in den frühen Siebzigern eta-
blierte, fragte nach den sozialen und ökolo-
gischen Kosten des rapiden gesellschaftlich-
technologischen Wandels. Abschließend zeig-
te Schmidt-Gernig vergleichend auf, weshalb
sich die Futurologie in der Bundesrepublik
nicht in dem Maße als Planungswissenschaft
etabliert hat, wie dies in den USA, Frankreich
und der Sowjetunion der Fall gewesen ist.
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Winfried Süß’ (München) Vortrag „’Ra-
tionale Politik’. Sozialwissenschaftliche Be-
ratung bei der Neuorganisation der Bun-
desregierung im Übergang von der Gro-
ßen zur Sozialliberalen Koalition“ behandel-
te die interministerielle Beamtenprojektgrup-
pe „Regierungs- und Verwaltungsreform“,
die nicht nur die Inhalte, sondern auch die
Modi des Verwaltungshandelns ändern soll-
te. Süß’ rekonstruierte in drei Schritten die
Konflikte und Aushandlungsprozesse um die
Institutionalisierung dieses Innovationsgre-
miums, die Binnenstruktur der Kommissi-
on, um schließlich die realen Einflußchancen
und Grenzen sozialwissenschaftlicher Bera-
tung zu bestimmen. Die Arbeit dieses inter-
ministeriellen Reformausschusses zeigt, dass
sich in der zweiten Hälfte der sechziger Jahre
der Stellenwert sozialwissenschaftlicher Ex-
pertise gesteigert hatte; einerseits eigneten
sich einzelne der Kommissionsmitglieder so-
zialwissenschaftliche Erkenntnisse an, ande-
rerseits zogen sie den Expertenrat verschiede-
ner Sozialwissenschaftlergruppen heran. Die
interministerielle Arbeitsgruppe wandte die
neuen Organisationsprinzipien aber auch auf
die eigene Arbeit an. Um die realen Wirkun-
gen der sozialwissenschaftlichen Expertise
einzuschätzen, unterschied Süß drei Einfluss-
ebenen, nämlich erstens innerhalb der Pro-
jektgruppe, zum zweiten bezüglich des Ein-
flusses auf die Umsetzung von Reformvor-
schlägen und drittens die Rückwirkung der
Beratungstätigkeit auf die Experten selbst. In
den Jahren 1969 bis 1971 hat die Projektgrup-
pe als „Transferagentur sozialwissenschaftli-
cher Erkenntnisse“ in die Praxis gewirkt. Le-
diglich die Reformvorschläge des ersten im
August 1969 vorgelegten Berichts der Projekt-
gruppe zeigten reale politische Folgewirkun-
gen auf die Organisation der Bundesregie-
rung. Die Rückwirkungen auf die beteiligten
Wissenschaftler und auch ihr Fach allgemein
seien durch verbesserte Forschungsmöglich-
keiten und erhöhte Ressourcen dagegen hö-
her zu veranschlagen, so dass die politikori-
entierte Beratung indirekt zu einer diszipli-
nären Festigung der Regierungs- und Verwal-
tungsforschung beigetragen habe.

Die Diskussionen der Tagung haben ge-
zeigt, dass die „Neuvermessung des Verhält-
nisses zwischen Wissenschaft und Politik“ ein

sinnvolle Forschungsaufgabe darstellt und
dass die Zeitgeschichte sich der methodischen
Herausforderung, „die“ Wissenschaft als Pro-
duktivkraft und Lieferant von Deutungsmus-
tern zu untersuchen, stellt. Offen bleibt, ob es
dazu eines neuen Formationsbegriffes bedarf,
wie es das vorgestellte Modell einer „Wissens-
gesellschaft“ vorsieht oder ob ein akteursbe-
zogenes Modell der Verwissenschaftlichung,
das auf eine andauernde Präsenz von wissen-
schaftlichen Experten verweist, jenem vorzu-
ziehen ist.

Der vorgeschlagene Zeitrahmen - nämlich
ein langes zwanzigstes Jahrhundert - leuch-
tete ein, da Ordnungsvorstellungen und Ide-
en in der Praxis häufig eine längere Bestän-
digkeit aufweisen als kurzfristige Konjunk-
turen im Feld der Wissenschaft es vermuten
lassen. Wichtiges Ergebnis war, dass für eine
ganze Reihe politischer Bereiche in Mikrostu-
dien die nachhaltige Wirkung wissenschaftli-
cher Experten und ihrer Expertise nachgewie-
sen werden konnte. Dabei wurde das bewähr-
te Argumentationsmuster, die Praxis sei nicht
wissenschaftlich und die Theorie sei der An-
wendung fern, in Frage gestellt. Wenn auch
der angestrebten „Neuvermessung des Ver-
hältnisses von Wissenschaft und Politik“ im
wesentlichen in Einzelfallstudien nachgegan-
gen wurde, kann angesichts der thematischen
Breite der Tagung festgestellt werden, dass
Carl Böhrets (Speyer) pointierte These, der
zufolge der Wissenschaftler in der Praxis häu-
fig den „Neo-Narren“ gebe, nur in der ge-
ringeren Zahl der Fälle zutrifft und dass Ver-
sachlichung und Rationalisierung von Ver-
waltungshandeln durch wissenschaftliche Ex-
pertise ein breites Forschungsfeld kennzeich-
nen, in dem noch viele Fragen zu klären sind.
Vor diesem Hintergrund kann man auf die
Publikation der Ergebnisse der Tagung, die
von Dr. Wilfried Rudloff und Prof. Dr. Jörg
Fisch an der DHV Speyer vorbereitet wird,
überaus gespannt sein.

Tagungsbericht „Experten und Politik.
Wissenschaftliche Beratung in geschichtli-
cher Perspektive“ (Speyer, 10.-12.10.2001).
10.10.2001–12.10.2001, Speyer, in: H-Soz-Kult
07.03.2002.
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